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Von Reimar Paul

Der Bau des Atommüllendlagers Schacht Kon-
rad in Salzgitter stellt Ingenieure und Bergleute 
weiter vor Herausforderungen. Beim Auffah-
ren des sogenannten Füllortes, das in einer 
tonhaltigen Schicht liegt, seien Gebirgsbe-
wegungen „im Zentimeterbereich“ beobach-
tet worden, teilte die Bundesgesellschaft für 
Endlagerung (BGE) mit. Das (sic!) Füllort ist im 
Bergmannssprech der Bereich des künftigen 
Endlagers, an dem die leicht und mittelschwer 
strahlenden Atomabfälle in den Schacht kom-
men und zu den Einlagerungskammern ge-
bracht werden. Auch wenn es sich bei Teilen 
von Schacht Konrad, der seit 2007 zum Endla-
ger umgebaut wird, um ein ehemaliges Eisen-
erzbergwerk handelt, ist das Füllort ein neues 
Bauwerk.

Auswirkungen auf die Sicherheit haben 
die Bewegungen der BGE zufolge aber nicht. 
„Das Ausbaukonzept des Endlagers Konrad 
ist so ausgelegt, dass Bewegungen aufgenom-
men werden können“, sagte Sprecherin Dag-
mar Dehmer. „Unser Ausbausystem hat zum 
Ziel, Bewegungen zu kontrollieren und nicht 
zu stoppen.“ Um den Verbund des Gebirges zu 
erhalten, wollen die Bergleute an problema-
tischen Stellen weitere Anker in das Gestein 
schlagen. Die zusätzlichen Arbeiten nähmen 
einen Zeitraum von etwa zwei Wochen in An-

spruch, erläuterte Dehmer. Um diesen Zeit-
raum verlängere sich die Auffahrung des Füll-
ortes, nicht aber der Endtermin zur Errichtung 
des Endlagers.

„Bergleute mögen das Auffahren von Stre-
cken im Ton nicht besonders“, sagte der tech-
nische BGE-Geschäftsführer Thomas Lautsch. 
„Umso besser, dass wir jetzt unsere ersten Er-
fahrungen damit machen.“ Durch den Um-
gang mit der Tonschicht könne einiges für ein 
mögliches künftiges Erkundungsbergwerk im 
Ton gelernt werden. Denn bei der angelaufe-
nen Suche nach einem Standort für ein Endla-
ger für hochradioaktive Abfälle gilt Ton neben 
Salz und Granit als ein mögliches Wirtsgestein, 
in dem nach einem geeigneten Endlagerstand-
ort gesucht werden könnte.

Die BGE ist seit dem April 2017 Betreiber von 
Schacht Konrad. Dort sollen bis zu 303.000 
Kubikmeter Atommüll eingelagert werden. 
Dazu werden die bestehenden Schächte des 
ehemaligen Eisenerzbergwerks moderni-
siert und komplett neue Einlagerungstunnel 
errichtet. 

Erst im Frühjahr war bekannt geworden, 
dass sich die Einlagerung von Atommüll um 
viereinhalb Jahre verzögert. Das Endlager soll 
nun 2027 in Betrieb gehen. Aktuell werden die 
Baukosten mit 4,2 Milliarden Euro beziffert – 
ursprünglich waren 900 Millionen Euro kal-
kuliert worden.

„Bergleute mögen Ton 
nicht besonders“
Thomas Lautsch, BGE

Schacht Konrad: 
Das Gebirge 
bewegt sich
Tonschicht sorgt für 
Schwierigkeiten beim Bau des 
Atommüllendlagers in Salzgitter

Kurz vor Weihnachten eskaliert 
bei der Deutschen Bahn der 
Streit um die Verantwortung 
für die Misere. Am Wochen-
ende meldete sich Klaus-Dieter 
Hommel, für die Bahngewerk-
schaft EVG im Aufsichtsrat, zu 
Wort: „Das ist hier inzwischen 
eine einzige Katastrophenver-
anstaltung“, sagte er der Welt am 
Sonntag. „Wenn die Deutsche 
Bahn ein Autohersteller wäre, 
wären die Lenkräder hinten 
montiert und die Räder oben.“

Sein Gewerkschaftskollege 
und Vizechef des Aufsichtsrats, 
Alexander Kirchner, warnte vor 
Frust bei den Beschäftigten: 
„Nicht wenige denken: Es wird 
eh nicht besser.“ Angesichts 
von nur 70,4 Prozent pünktli-
cher Züge im Fernverkehr im 

November seien „die Kollegen 
in den Zügen und Bahnhöfen 
direkt mit der Wut der Reisen-
den konfrontiert“, sagte er dem 
Redaktionsnetzwerk Deutsch-
land. Schuld seien nicht nur der 
Vorstand um Bahnchef Richard 
Lutz, sondern auch die Politik, 
die dem Unternehmen das not-
wendige Geld verweigert habe. 
Die Bahn sei jahrelang „auf Ver-
schleiß gefahren worden. Es feh-
len Tausende Beschäftigte, Ka-
pazitäten bei der Infrastruktur 
und bei den Zügen.“

Auch die Politik macht Druck:  
„Ich erwarte vom Vorstand, dass 
er nachvollziehbar erklärt, wie 
der finanzielle Mehrbedarf ge-
deckt werden soll“, forderte Auf-
sichtsratschef Michael Oden-
wald, Ex-Staatssekretär im 

Verkehrsministerium. Verkehrs-
minister Andreas Scheuer (CSU) 
hatte bessere Qualität beim 
Bahnfahren angemahnt, es 
gebe Zeitdruck und „eine rie-
sige Aufgabenstellung für die 
Spitze der Bahn“. Am 15.Januar 
solle der Vorstand Pläne zur Ver-
besserung der Lage präsentie-
ren, hieß es.

Die Bahn will nach eigenen 
Angaben in den nächsten fünf 
Jahren zusätzlich fünf Milli-
arden Euro in neue Züge und 
Schienen investieren. Vier Mil-
liarden davon seien allerdings 
noch nicht finanziert, hieß es 
aus Kreisen des Aufsichtsrats. 
Der Bedarf an neuem Geld liege 
aber deutlich höher, etwa bei 
acht bis zehn Milliarden, hieß 
es. (dpa, taz)

„Bahn ist Katastrophe“

Von Wolf Wittenfeld, Athen

„Wir wollen Brot, Arbeit und 
Freiheit“ stand auf den Plaka-
ten, die am Samstagnachmit-
tag Tausende Demonstranten 
in Istanbul in den tristen Win-
terhimmel streckten. Nach-
dem vor einer Woche bereits 
ganz im Osten, im hauptsäch-
lich von Kurden bewohnten 
Diyarbakir, gegen die steigen-
den Lebenshaltungskosten de-
monstriert worden war, wagten 
sich nach langer Zeit auch in Is-
tanbul wieder die Leute auf die 
Straße.

Aufgerufen hatte ein breites 
Bündnis von Gewerkschaften 
unter der Führung von KESK, 
der politisch sehr aktiven Ge-
werkschaft des öffentlichen 
Dienstes. Unterstützt wurden 
die Demonstranten, die auch 
aus anderen Städten aus dem 
Nordwesten der Türkei ange-
reist waren, von Abgeordneten 
der oppositionellen CHP und 
der kurdisch-linken HDP.

Doch der Zug blieb von den 
meisten Istanbulern unbe-

merkt. Statt im Stadtzentrum, 
am Taksim-Platz oder in der Fla-
niermeile İstiklal Caddesi muss-
ten die Demonstranten aus poli-
tischen Gründen in den Vorort 
Bakırköy ausweichen, weil eine 
Bezirksverwaltung der CHP den 
Zug dort möglich machte. Trotz-
dem wurden die Demonstran-
ten noch von Tausenden Poli-
zisten abgeschirmt.

Im Fernsehen wurde über die 
Demonstrationen gar nicht be-
richtet, in den großen Zeitungen 
fanden sich allenfalls Kurzmel-
dungen. Denn die Regierung will 
verhindern, dass der wachsende 
Unmut in der Bevölkerung öf-
fentlich zum Ausdruck kommt. 
Bei mehreren Auftritten warnte 
Präsident Recep Tayyip Erdoğan 
die Opposition vor Protest auf 
der Straße. Die Demonstran-
ten würden einen hohen Preis 
dafür bezahlen müssen. In der 
Regierung grassiert offenbar die 
Angst, die Gelbwesten-Demons-
trationen in Frankreich könn-
ten zum Vorbild für Oppositio-
nelle in der Türkei werden. Die 
Angst geht so weit, dass die Po-

lizei angeblich bereits gegen die 
Produktion gelber Westen vor-
geht. Medien berichteten, in ei-
nigen Provinzen sei die Polizei 
dem Gerücht nachgegangen, es 
würden insgeheim massenhaft 
gelbe Westen gefertigt.

Der Grund für die Hysterie 
im Regierungslager ist die Be-
fürchtung, die Wirtschaftskrise 
könnte auf die im März bevor-
stehenden Kommunalwahlen 

durchschlagen. Vor allem die 
Frage, wer Istanbul und Ankara 
gewinnt, ist von landeswei-
ter Bedeutung. Deshalb tut die 
Regierung alles, um die Wirt-
schaftskrise kleinzureden oder 
als einen Angriff aus dem Aus-
land darzustellen. Doch die In-
flation von 23 Prozent ist an je-
dem Markttag an den steigen-
den Gemüsepreisen abzulesen. 

Dass insbesondere jüngere 
Leute keinen Job mehr finden, 
erlebt auch fast jede Familie.

Zwar konnte der massive 
Währungsverfall der Lira im 
Sommer durch eine starke Er-
höhung der Leitzinsen und die 
Besänftigung der USA durch die 
Freilassung des US-Pastors An-
drew Brunson gestoppt werden. 
Die US-Sanktionen sind aufge-
hoben, aber die Wirtschafts-
krise vertieft sich dennoch. Vie-
len Firmen fehlt das Geld für 
die Rückzahlung ihrer Dollar-
schulden. Es gibt deshalb viele 
Konkurse, insbesondere die 
Bauindustrie, Motor des türki-
schen Wirtschaftswunders des 
vergangenen Jahrzehnts, liegt 
brach. Es gibt bereits Überka-
pazitäten in einigen Branchen, 
auch Wohnungen und Gewer-
beräume werden kaum noch 
verkauft oder vermietet. Besse-
rung ist erst mal nicht in Sicht. 
Die meisten neutralen Ökono-
men prophezeien wie die gro-
ßen Ratingagenturen, dass 2019 
ein schweres Jahr für die Tür-
kei wird.

Die Inflation von 
23 Prozent zeigt sich 
an jedem Markttag

Hohe Lebensmittelpreise und wachsende Arbeitslosigkeit treiben Tausende Menschen 
in Istanbul auf die Straße: Präsident Erdoğan droht bereits mit scharfen Sanktionen

Türken fordern  
Brot und Arbeit

Gewerkschafter im DB-Aufsichtsrat: Schuld an Verspätungen sind Politik und 
Vorstand, weil der Konzern seit Jahren ausblute. „Tausende Beschäftigte fehlen“

Zahl des Tages

27 
Milliarden 

Stellen Sie sich vor, Sie sind VW-Chef und 
können 27 Milliarden Euro ausgeben. Was 
würden Sie tun? 50 neue Batteriefabriken 
bauen? Jedem einzelnen Ihrer 634.000 
Angestellten 40.000 Euro Weihnachtsgeld 
überweisen? Oder das Geld in Bußgelder, 
Entschädigungen, Gerichtsprozesse und 
Nachrüstungen von Schummeldieseln 
stecken? Genau das hat VW in den 
vergangenen drei Jahren getan. Noch 
2018 flossen etwa 5,5 Milliarden Euro in 
die Aufräumarbeiten des Dieselskandals, 
sagte Finanzvorstand Frank Wittwer. Im 
nächsten Jahr werden es noch einmal 
2 Milliarden, dann nur noch 1 Milliarde 
Euro. Plant jedenfalls VW. Mal sehen.
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